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Debatte über deutschen Sozialstaat

Gleiches Geld für alle

Ein Gastkommentar von Thomas Straubhaar

Hartz IV, Bafög, Wohn- und Kindergeld - der Sozialstaat hat sich völlig verzettelt. Nötig ist
jetzt eine radikale Reform der Sicherungssysteme: Deutschland braucht ein
Grundeinkommen für alle, ohne jede Bedingung.

FDP-Chef Guido Westerwelle hat eine Hartz-IV-Debatte angestoßen, nun diskutiert Deutschland über
den Sozialstaat im Allgemeinen. Dies ist sicher richtig, solange man ernsthaft bleibt. Falsch aber ist
es, aus dem Fehlverhalten einzelner Menschen die Politik fürs Ganze abzuleiten. Zweifelsfrei gibt es
jene, die den Sozialstaat missbrauchen. Ebenso ohne Zweifel gibt es aber auch Obdachlose, die
erfrieren, und Familien, die bittere Not leiden. Auch in Deutschland.

Beide Erscheinungen - Missbrauch wie extreme Armut - sind aber nicht charakteristisch für die
Gesamtheit der Gesellschaft.

Fakt ist, dass die meisten Hartz-IV-Empfänger arbeiten würden, wenn sie einen Job fänden. Allerdings
zeigt eine internationale Vergleichsstudie der OECD, dass in Deutschland die Anreize für Erwerbslose
gering sind, sich eine Stelle zu suchen. Die Differenz zwischen einem Leben auf Kosten des
Sozialstaats und einem Einkommen durch Arbeit ist ganz offensichtlich zu gering. Gerade für wenig
qualifizierte (Langzeit-) Arbeitslose macht dies den Weg in die Erwerbstätigkeit wenig attraktiv.

Fakt ist aber auch, dass absolute Armut in Deutschland kein Massenphänomen ist. Im Gegenteil:
Deutschland steht im internationalen Vergleich gut da. Das Armutsrisiko ist hierzulande geringer als
im EU-Durchschnitt. Es ist fast so niedrig wie in den Vorzeigeländern Niederlande, Schweden und
Dänemark. An diesem positiven empirischen Beleg ändert auch nichts, dass die Schere zwischen Arm
und Reich auseinandergeht. Denn dies hat wenig mit dem Sozialstaat zu tun, dafür aber viel mit dem
Bildungssystem, den Aufstiegsmöglichkeiten der Erwerbstätigen und der Vereinbarkeit von Familie
und Beruf.

Deutschland braucht einen Systemwechsel

Die Politik muss das Ganze im Auge haben und nicht den Einzelfall, der womöglich als ungerecht
empfunden wird. Es ist die große Schwäche der deutschen Sozialpolitik, gerade im Vergleich zu den
USA, dass sie zu stark am Einzelfall orientiert ist. Auch in den USA werden schreckliche Schicksale
medial zu Sensationsereignissen aufgebauscht. Daraus werden aber keine sozialpolitischen
Forderungen abgeleitet. In Deutschland hingegen dient der Einzelfall viel zu oft dazu, konkrete Politik
zu begründen.

Gute Politik sieht anders aus. Sie muss so gestaltet sein, dass schreckliche Einzelfälle so
unwahrscheinlich werden wie möglich. Gleichzeitig sollte die Masse der Menschen bessere Chancen
erhalten, ihre eigenen Lebenspläne in Sicherheit und Würde zu verwirklichen.

Wer die Sozialpolitik in Deutschland deblockieren will, darf nicht an einzelnen Schrauben eines
morschen Sicherungssystems drehen. Korrekturen innerhalb des Systems rufen andernorts neue
Probleme hervor. So verdrängen öffentlich finanzierte Jobs zunehmend reguläre Beschäftigung. Hinzu
kommt, dass der Sozialstaat an seine finanzielle Belastungsgrenze kommt. Viele Erwerbstätige, die
heute Renten oberhalb der Mindestsicherung finanzieren, werden später selbst nur noch eine
Mindestrente erhalten. Generationengerechtigkeit und der Grundsatz "Alterslohn für Lebensleistung"
sind so nicht mehr gegeben.

Nötig ist deshalb eine ganzheitliche Rundumerneuerung der sozialen Sicherung. Deutschland braucht
einen Systemwechsel hin zu einer steuerfinanzierten Grundsicherung für alle, hin zu einem
bedingungslosen Grundeinkommen.
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FORUM:

Festes Einkommen für alle - vom Säugling bis zum Greis

Ein bedingungslos gewährtes Grundeinkommen erfordert eine grundlegende Steuerreform. Es geht
darum, die komplexe und wenig effiziente deutsche Umverteilungsmaschinerie zu vereinfachen und
zu verbessern. Das undurchschaubare Geflecht von personenbezogenen Steuern, Abgaben und
Transfers sollte zu einem einzigen universalen Steuer-Transfer-Instrument zusammengezogen
werden.

Die Idee ist folgende: Der Staat gewährleistet allen Bürgern vom Säugling bis zum Greis lebenslang
ein existenzsicherndes monatliches Einkommen. Das Grundeinkommen wird bedingungslos und damit
ohne bürokratischen Aufwand ausbezahlt. Alle erhalten das Grundeinkommen, unabhängig, ob jung
oder alt, beschäftigt oder arbeitslos, verheiratet oder Single. Das Grundeinkommen bleibt steuerfrei.
Auf der anderen Seite werden alle Einkünfte aus Arbeit, Zinsen und Dividenden, Miete und Pacht vom
ersten bis zum letzten Euro an der Quelle erfasst und mit einem einheitlichen und gleich bleibenden
Steuersatz belastet.

Die meisten der heutigen Sozialtransfers könnten durch das Grundeinkommen ersetzt werden. Statt
all der vielen einzelnen Sozialleistungen wie Grundrente, Sozialhilfe, Arbeitslosengeld II (Hartz IV),
Bafög, Wohn- und Kindergeld sollte es nur noch das Grundeinkommen geben.

Auch Gutverdiener kommen in den Genuss staatlicher Unterstützung

Ein immer wieder erhobener Einwand gegen das Grundeinkommen ist, dass alle einen Finanztransfer
erhalten - auch jene, die nicht bedürftig sind. Auf den ersten Blick scheint es in der Tat merkwürdig,
wenn Gutverdiener und Vermögende in den Genuss staatlicher Unterstützung kommen.

Dieses Argument lässt sich leicht entkräften. Zwar bekommen auch Reiche das Grundeinkommen. Sie
"finanzieren" diesen Transfer aber auch - durch die Bruttobesteuerung ihrer Einkommen. Netto
bleiben sie damit Steuerzahler. Anders formuliert: Auch mit dem Grundeinkommen wird die Masse der
Deutschen weiterhin Steuern zahlen. Das Grundeinkommen ist nichts anderes als ein Steuerfreibetrag
in Höhe des Existenzminimums - so wie er bereits heute in Deutschland allen gewährt werden muss.

Hier liegt auch die Rechtfertigung für die Bedingungslosigkeit: Eine aufgeklärte Gesellschaft mit
christlichen Werten wird zu Recht niemals zulassen, dass Menschen ohne Nahrung und Kleider,
obdach- und würdelos dahinvegetieren. Sie wird in jedem Fall einen Absturz ins Bodenlose zu
verhindern suchen und ein Auffangnetz auslegen. Das bedingungslos gewährte Grundeinkommen
macht hier nur explizit, was implizit ohnehin besteht.

Wie hoch soll das Grundeinkommen sein?

Klar ist auch: Der ökonomische Sinn der Grundeinkommensidee steht und fällt mit der Höhe des
Transfers. Wie soll das Existenzminimum bemessen sein, das der Staat bedingungslos für alle sichert?

Im Endeffekt ist dies eine politische Entscheidung, für die ein äußerst einfacher ökonomischer
Zusammenhang gilt: Ein hohes Grundeinkommen erfordert hohe Steuersätze, ein niedriges
Grundeinkommen ermöglicht niedrige Steuersätze. Hohes Grundeinkommen und hohe Steuersätze
verringern den Anreiz zu arbeiten, niedriges Grundeinkommen und niedrige Steuersätze verstärken
den Anreiz zu arbeiten. Je höher der Anreiz zu arbeiten ist, desto einfacher wird das
Grundeinkommen zu finanzieren sein. Je geringer die Arbeitsanreize sind, desto weniger wird das
Grundeinkommen finanzierbar sein.

Natürlich wird ein bedingungsloses Grundeinkommen nicht aus der Realität ein Paradies und aus
Egoisten Gutmenschen machen. Es wird weiterhin Menschen geben, die auch dieses System
hintergehen, missbrauchen und zu ihren eigenen Gunsten ausnutzen. Aber darum geht es nicht. Es
geht nicht darum, wegen ärgerlicher Ausnahmen Politik für Einzelfälle zu machen. Es geht um die
Suche nach einer neuen Sozialpolitik, die gesamtheitliche Lösungen für alle ermöglicht.

URL:

http://www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/0,1518,679461,00.html

SPIEGEL ONLINE - Druckversion - Debatte über deutschen Sozia... http://www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/0,1518,druck-679461,00...

2 von 3 23.02.10 17:35



Ist der Sozialstaat zu sozial?
http://forum.spiegel.de/showthread.php?t=12269&goto=newpost

© SPIEGEL ONLINE 2010

Alle Rechte vorbehalten

Vervielfältigung nur mit Genehmigung der SPIEGELnet GmbH

MEHR AUF SPIEGEL ONLINE:

Neustart für den Sozialstaat: Streichen und streicheln (19.02.2010)
http://www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/0,1518,678494,00.html
Internationaler Vergleich: Deutscher Sozialstaat leidet an Reiz-Armut (18.02.2010)
http://www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/0,1518,678692,00.html
Hartz-IV-Empfänger: FDP verlangt mehr Härte von Arbeitsvermittlern (19.02.2010)
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,678911,00.html
Streit über Regelsätze: Hartz-IV-Forscher springen Westerwelle bei (18.02.2010)
http://www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/0,1518,678478,00.html
Ver.di-Chef Bsirske im Interview: "Ein Sparkurs wäre fatal" (22.02.2010)
http://www.spiegel.de/spiegel/0,1518,679658,00.html
Ifo-Index: Stimmung verschlechtert sich überraschend (23.02.2010)
http://www.spiegel.de/wirtschaft/unternehmen/0,1518,679661,00.html
Zukunftsprognose: "Deutschland ist alt, satt und behäbig" (22.02.2010)
http://www.spiegel.de/wirtschaft/unternehmen/0,1518,679485,00.html

SPIEGEL ONLINE - Druckversion - Debatte über deutschen Sozia... http://www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/0,1518,druck-679461,00...

3 von 3 23.02.10 17:35


